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Fõderaler Politikvollzug am Beispiel des kommunalen 
Umweltschutzes in der Nordwestschweiz 1 

ADRIAN VATIER 

l. Einleitung 

In de n letzten J ahrzehnten hat si eh di e Gesetzgebung zum Schutz unserer 
Umwelt rasant entwickelt Waren es anfãnglich Regelungen, die nur 
Teilbereiche wie etwa den Natur- und Heimatschutz ( 1966) abzudecken 
wussten, wurde durch das Umweltschutzgesetz (USG) von 1985 ein um­
fassenderer un d a ue h lenkungsorientierter Ansatz in s U mweltrecht ein­
gebracht, der insbesondere bei der neuesten Revision des USG zum Aus­
druck kommt, die am 1. Juli 1997 in Kraft getreten ist. In der Umwelt­
schutzgesetzgebung sind in den ]etzten Jahren allerdíngs zunehmend 
Aspekte der Vollzugsproblematik ins Zentrum des Interesses gerückt. 
Die bisherigen Erfahrungen machen dabei deutlich, dass sowohl bei 
Massnahmen, mit denen neue technische Moglichkeiten zu Gunsten der 
Umwelt optimal eingesetzt werden sollen, als auch bei Massnahmen, die 
auf eine Verãnderung von Gewohnheiten und die Sensibilisierung der 
Bevõlkerung für okologische Probleme abzielen, Wirkungsdefizite aus­
zumachen sind (z.B. Knoepfel 1991, Knoepfel et al. 1994). Bestehende 
Evaluationen im Umweltbereich zeigen schliesslich auch, dass bei den 
Realisierungschancen und bei der praktischen Anwendung (lmplemen­
tation) von Umweltrecht in der Schweiz auf kommunaler und kantonaler 
Ebene zwei Faktoren eine besonders wichtige Rolle zukommen: 

Der vorliegeride Bericht stützt sich auf die Ergebnisse eines Forschungsprojekts, das 
von der Basler Universitatsstiftung .. Mensch - Gesellschaft - Umwelt" (F 23/95) fi­
nanziert wurde. Eine Kurzfassung der wichtigsten Resultate finden sich auch in ,Um­
weltreclzt in der Pra:ris" 1998, 1217, S. 696-703. Die ausführliche Fassung der Studie 
kann bei m Yerfasser oder bei m Programmleiter Dr. ANDRES KLEIN, Münsterberg l, 
400 l Base!, bezogen werden. 
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• Behordenarrangements: Von Bedeutung für die Qualitat des Voll­
zugs sind die Vernetzung der administrativen Leistungstrager unter­
einander und die Vernetzung mit ausserhalb der Behorden stehen­
den Leistungstragern (Knoepfel et aL 1997)0 

• Konstitution der Zielgruppen: Massnahmen im Umweltbereich müs­
sen in vielen Fallen von Gemeinden implementiert oder aber über­
wacht werdeno Die Vorgehensweise der Gemeinden ist dabei von 
entscheidender Bedeutung für den Erfolg eines Programmso Je nach 
Fachwissen, Grad der Organisation und Verfügung über finanzielle 
Mittel kõnnen sich Zielgruppen für die Realisierung oder eben auch 
dagegen einsetzen (Linder 1987)" 

Schon in den frühen Achtzigerjahren hielten Hucke und Überhorst (1983: 
9) fest: ,Umweltschutz ist ein Problem der Gemeindeno" Ausgehend von 
der Erkenntnis, dass insbesondere kleine Gemeinden beim Vollzug der 
Umweltschutzgesetzgebung oft an ihre Grenzen stossen, wurde im Rah­
men eines Forschungsprojektes der Basler Universitãtsstiftung ,Mensch -
Gesellschaft - Umwelt" anhand der drei Bereiche Naturschutz, Energie 
und Luftreinhaltung ein interkantonaler und -kommunaler Vergleich 
angestellt Am Beispiel von zwOlf Gemeinden aus drei Kantonen wurde 
untersucht, wie die Kommunen mit den an sie gestellten Anforderungen 
umgehen und wo explizit Probleme für einen wirkungsvollen Vollzug der 
Umweltschutzgesetzgebung liegeno Da die zwolf Gemeinden über drei 
Kantone (BL, SO, AG) verteilt sind, konnten auch unterschiedliche kan­
tonale Organisationskonzepte und Kompetenzrege]ungen in die Untersu­
chung einbezogen werdeno Im Folgenden werden kurz die wichtigsten 
Ergebnisse prasentiert, die sich vor al1em auf Interviews mit Mitgliedern 
von lokalen Behorden und kantonalen Fachstellen sowie auf Dokumen­
tenanalysen stützen (vgL auch Vatter 1998: 696-703)0 

2. Di e V ollzugsorganisation kleiner Gemeinden 

Der Vollzug von Umweltschutzmassnahmen in k1einen Gemeinden ist 
wesentlich von einzelnen Akteuren und deren Zusammenspiel hinsicht­
lich der Umsetzung von Projekten und der Generierung von Fachwissen 
gepragt Auf Grund der hohen Komplexitat von Fragen im Zusammen-
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hang mit Umweltproblemen ist es für kleine Gemeinden grundsatzlich 
schwierig, das erforderliche Fachwissen aufzubringen. Gerade kleine 
Kommunen verfügen über generell sehr beschrankte personelle, organi­
satorische und finanzielle Ressourcen und sind daher in den meisten 
Vollzugsaufgaben auf die Unterstützung privater Instanzen angewiesen. 
Aus diesem Grund konnte sich auch die Idee einer autoritativen offentli­
chen Gewalt auf Gemeindeebene weniger entwickeln als auf Kantons­
und Bundesebene" Für die Schweizer Gemeinden hat dies zunachst zur 
Folge, dass die traditionell etablierten Formen der Milizverwaltung neue 
Aufgaben zugewiesen erhalten und dass neben Einzelindividuen auch 
Gruppen und Institutionen (lokaler oder überlokaler Art) vermehrt in 
Kooperationsbeziehungen eingebunden werden. Die untersuchten Ge­
meinden verfahren im weiteren bei der Implementation umweltpoliti­
scher Programme nach einer Methode, die als .,coping strategy" be­
schrieben werden kann: Mit Vollzugsaufgaben konfrontiert, sehen sie 
sich gezwungen, dieses Fachwissen aufzubringen und hierfür verschie­
dene Quellen zu erschliessen" 

Die Untersuchung zeigt im weiteren, dass es folgende Akteure sind, die 
den Vollzug von Umweltschutzmassnahmen auf der Ebene der kleinen 
Gemeinden festsetzen und das für den Vollzug benotigte Fachwissen 
geneneren: 

• Umweltschutzkommission: Als den Gemeinderat beratendes Gre­
. mium setzt sie sich durch Personen zusammen, welche einerseits über 
Fachwissen verfügen und andererseits ein sehr hohes Engagement für 
umweltrelevante Fragestellungen mitbringen. 

• Nachbargemeinden: Die Zusammenarbeit, welche zwischen Nachbar­
gemeinden in verschiedenen politischen Bereichen besteht, schlagt 
sich auch im Umweltschutz níeder: einerseits bei der Betreuung von 
gemeindeübergreifenden Projekten, andererseits beim informellen 
Austausch von Anregungen und Informationen. Die am starksten in­
stitutionalisierte Zusammenarbeit im Umweltschutz wird im Bereich 
der Waldpflege festgestellt, was mit ·der Existenz überlokaler Wald­
gebiete zusammenhangt, die von einzelnen Forstern betreut werden. 

• Umwelt- und Naturschutzgruppierungen: Natur- und Vogelschutzver­
eine und ad hoc-Gruppierungen haben in kleinen Gemeinden quasi 
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parastaatlichen Charakter. Durch spezifische Ausrichtungen bilden sie 
einen ,Pool" von ldeen. Ihr Engagement zur lnitiierung und Betreu­
ung von umweltrelevanten Projekten ist in zahlreichen Fallen von 
ausschlaggebender Bedeutung. 

• Einzelakteure: Für den kommunalen U mweltschutz sind Privatperso­
nen mit beruflichem Fachwissen, die nicht in einer Umweltkommis­
sion tatig sind, von tragender Wichtigkeit, kõnnen sie doch fallweise 
konsultiert und mobilisiert werden. 

• Private Firmen: Konzeptionelle Arbeiten, die durch komplexe rechtli­
che und technische Aspekte gepragt sind, werden in kleinen Gemein­
den privaten Büros übertragen. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Zusammenarbeit der umweltrelevanten 
Akteure stark durch die enge Vernetzung des sozialen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Lebens in der Gemeinde beeinflusst wird. Zunachst ist 
diese Vernetzung einer effizienten lmplementation von Umweltschutz­
massnahmen durchaus fõrderlich, da sie informelle Wege offen lasst. So 
kann individuelle, zielgruppenspezifische Überzeugungsarbeit geleistet 
werden, was einerseits für einen effizienten Ablauf von Implementatio­
nen von tragender Bedeutung ist und andererseits den benõtigten Rück­
halt für Umweltschútzprojekte ín der Gemeindebevõlkerung sicherstellt. 
Im weiteren kõnnen aber persõnliche Animositaten den Vollzug von 
Umweltschutzmassnahmen behindern und ein latentes Verweigerungs­
potenzial aufbauen. Damit erhõht sich auch die persõnliche Verantwor­
tung der Vollzugsstellen, was einem ,politischen Voluntarismus in der 
Form direkter und spontaner Reaktionen auf politische Forderungen" 
(Bussmann 1997: 33) Vorschub leistet, der gegenüber einer Einmischung 
von dritter Seite generell eher negativ eingestellt sein dürfte. 

Generell zeichnet sich der Umweltschutzvollzug in kleinen Gemeinden 
der Nordwestschweiz durch eine starke Politikverflechtung der verschie­
denen Umweltbereiche, durch Akteurkonfigurationen mit intensiver 
Vernetzung staatlicher und privater Stellen und durch eine hohe Bedeu­
tung kooperativer, prozeduraler und informaler Handlungsformen 
(Absprachen, informelle Zusammenarbeit, pragmatische Verhandlungs­
prozesse) im Vergleich zur klassischen, sektoriell getrennten und staat­
lich hierarchischen Interventionspolitik aus. Diese für neue und kom-
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plexe Politikfelder typische Strategie kommunaler Milizakteure (vgl. 
Geser 1987), die. sich durch die Triade , Verflechtung", , Vernetzung" 
und , Verhandlung" -auszeichnet, weist dabei durchaus funktionale Vor­
teile auf: Rasche und konstengünstige Adaptions- und Multiplikatoref­
fekte, intersektorielle Lernprozesse und hohe Legitimation von einmal 
getroffenen Vereinbarungen sind gerade für kleine, finanz-, struktur- und 
organisationsschwache Kommunen von entscheidender Bedeutung für 
einen effektiven Umweltschutzvollzug (vgL auch Knoepfel 1993, Schen­
kel 1995. Kissling-Naef 1996, Marek 1994). Gleichzeitig ist diese Vor­
gehensweise aber nicht frei von Gefahren: So zeigt sich auch in der vor­
liegenden Untersuchung (vgL auch Vatter 1994), dass sich in konfliktu­
ellen Situationen partielle Individualinteressen (wirtschaftlicher wie pri­
vater Art) gegenüber den von den kommunalen Stellen vertretenen Ge­
samtinteressen oft durchsetzen konnen, auch wenn sie den geltenden 
Rechtsvorschriften zuwiderlaufen (Bsp. Verbrennung von Gartenabfal­
len). Die starke soziale Vernetzung der Iokalen Akteure verhindert m 
diesen Fallen eine forcierte Politik der Rechtsdurchsetzung. 

3. Programmspezifische Ergebnisse 

Die Bereiche Luftreinhaltung und Energie enthalten sowohl technische 
als auch verhaltensbezogene (persuasive) Massnahmen. Die Untersu­
chung lasst bezüglich dieser Unterscheídung folgende Schlüsse zu: 

So weit es sich um die Einhaltung und Erfüllung von technischen Stan­
dards handelt, wie dies etwa bei der Kontrolle von Feuerungsanlagen 
oder bei der G~baudeisolation der Fali ist, bestehen keine nennenswerten 
Vollzugsprobleme. Nach einer Initialphase, die zwar durch Unsicherheit 
und Fehlen von spezifischem Fachwissen in den Gemeinden gepragt ist, 
vermogen di e Gemeinden di e. Standards einzuhalten un d Ablaufe festzu­
legen, die im Verlauf der Zeit eine professionelle Routine erreichen. 
Insgesamt ergeben sich auf Grund der detailliert vorgegebenen techni­
schen Massnahmen weder grossere Vollzugsprobleme noch eigentliche 
Vollzugsopportunitaten im weiteren Sinne . 

. Anders verhalt es sich mit Massnahmen und Instrumenten wie Beratun­
gen, Kampagnen, Anreizprogrammen und Geboten, die einen verhaltens-
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bezogenen Charakter aufweisen, die ein Bewahren, Schonen oder eínen 
individuellen Verzicht betreffen. Am deutlichsten stellt sich diese Pro­
blematik beim Verbot der Verbrennung von Gartenabfallen. Der Vollzug 
dieser Massnahme ist in ihren Grundzügen nur mit intensiver und wie­
derholter Überzeugungsarbeit sicherzustellen. Âhnlich verhalt es sich mit 
der Wirksamkeit von Informations- und Beratungsanstrengungen der 
Gemeinden betreffend Energiesparmassnahmen in den privaten Haus­
halten. Obwohl die Gemeinden mit Fantasie .und wiederholter Überzeu­
gungsarbeit die Bevolkerung zu sensibilisieren versuchen, scheinen indi­
viduelle Verhaltensanderungen in diesem Bereich des Umweltschutzes 
gerade auch in kleinen sozialen Raumen problembehaftet und mit gros­
sen Anstrengungen verbunden zu sein. 

Das Programm Natur- und Landschaftsschutz, welches den kleinen Ge­
meinden eine grosse Vielfalt und einen breiten Handlungsspielraum of­
fen lasst. kommt den Starken und den Bedürfnissen der Gemeinden be­
sonders entgegen. Auch gerade kleine und landliche Gemeinden vermo­
gen diesen Spielraum zu nutzen und wirkungsvolle sowie teilweise auch 
originelle Massnahmen zu implementieren. Dem Anspruch, dass okolo­
gische Aufgaben auch Querschnittaufgaben sind, werden diese Gemein­
den in Bezug auf die Umsetzung des Natur- und Landschaftsschutzes 
insofern gerecht, als Anstrengungen breit abgestützt und unter Teilnahme 
von anderen Akteuren und Institutionen (Schule, Eltern oder auch Zivil­
schutz) erfolgen. Dies kann im weiteren zur Folge haben, dass dem Na­
tur- und Landschaftsschutz auch sozialíntegrativer Charakter zukommt. 

Bezüglich der Vollzugsinstrumente lasst sich bei den kleinen Gemeinden 
eine eindeutige Priiferenzfür Verhandlungen und Konsultationen gegen­
über polizeirechtlichen Massnahmen feststellen. Grund hierfür ist wie­
derum die enge Vernetzung des sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Lebens. Díe Kleinheit der Gerneinden und die Vernetzung der verschie­
denen ge.sellschaftlichen Ebenen bewirken. dass eine strikte Trennung 
zwischen staatlicher und privater Sphare mcht existiert. Problematisch zu 
handhaben sínd besonders Vergehen im Umweltbereich, da auf Grund 
des fliessenden Übergangs zwischen prívater und staatlicher Sphare die 
Gemeindebehorden über geringe autoritative Mittel verfügen und vor 
deren Gebrauch auch zurückschrecken. Selbst in solchen Fallen, in denen 
polizeirechtliche Massnahmen vorgesehen sind, weichen kleine Gemein­
den auf Verhandlungen und individuelle Überzeugungsarbeit aus, was 
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sich eindrücklich bei der Durchsetzung des Verbots der Verbrennung von 
Gartenabfallen gezeigt hat. 

4. Die kantonalen Verwaltungsstrukturen im Umwelt­
schutzvollzug 

Bezüglich der Fragestellung, wie sich die unterschiedlichen politisch­
administrativen Verwaltungsstrukturen und die Kompetenzregelungen 
der drei ausgewahlten Kantone der Nordwestschweiz auf den Umwelt­
schutzvollzug in den Gemeinden auswirken, lassen si eh ke ine abschlies­
senden Schlüsse ziehen. Wie aufgezeigt wurde, ist der Vollzug von Um­
weltschutzmassnahmen in kleinen Gemeinden in hohem Masse von ein­
zelnen Akteuren abhangig. Es Iiegt die Vermutung nahe, dass Kompe­
tenzregelungen weit weniger wichtig sind als die Voraussetzung des 
V orhandenseins von hohem Engagement einer oder mehrerer Personen in 
den kleinen Gemeinden (,Personlichkeitsfaktor"). Trotzdem schéint sich 
zumindest ein wichtiger Zusammenhang in Bezug auf die Wirkungen der 
Kompetenzregelungen in den einzelnen Kantonen im Verlaufe der Unter­
suchung herauskristallisiert zu haben. Dieser ist auch i m Kontext mit den 
oben gemachten Aussagen zu sehen, wonach die befragten Gemeinden in 
der Tendenz zumindest in einem Bereich besondere Starken aufweisen 
un d in an dere n Bereichen eh er Mühe bekunden, de n Vollzug von U m­
weltschutzmassnahmen sicherzustellen. Zusammengefasst lasst sich fol­
gender Zusammenhang erkennen: 

• Wenn innerhalb einer Gemeinde ein hoher Konsens in der Bevolke­
rung un d e in starkes Engagement de r Mitglieder einer U mweltkom­
mission für eine Massnahme im Umweltbereich besteht, so wirken 
sich dezentrale Kompetenzregelungen positiv auf dén Vollzug aus. 

• Wenn innerhalb einer Gemeinde ein tiefer Konsens in der Bevolke­
. rung und ein starkes Engagement der Mitglieder einer Umwelt­
schutzkommission für eine Massnahme im Umweltschutz besteht, so 
wirken sich zentralistische Strukturen positiv auf den Vollzug aus. 

Bezüglich der Zusammenarbeit zwischen den kantonalen Stellen und den 
kleinen Gemeinden hat sich kein dominierendes Grundmuster herauskris-
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tallisiert. Angetroffen wurden sowohl Beziehungsmuster, die sich eher 
forma] gestalten, al s auch Kontakte, die auf einer engen personlichen und 
informellen Zusammenarbeit beruhen. Generell kritisiert wurden die 
schriftlichen Informationsleistungen der kantonalen Verwaltungen. Diese 
wurden in zahlreichen Fallen als nicht problemadaquat eingeschatzt. Die 
Dokumentationen und Broschüren sind gemass den Adressaten haufig zu 
abstrakt, beinhalten zu viele wissenschaftliche Erlauterungen oder aber 
Aussagen, die für eine Operationalisierung wenig tauglich sind. 

Insgesamt zeichnen sich die Planungs- und Entscheidungsablaufe sowie 
die praktische Ausübung der rechtlichen Kompetenzen zwischen Kanton 
und Gemeinden durch einen tiefen Konfliktgrad und eine hohe Bedeu­
tung iterativer Prozesse aus. Obwohl in den untersuchten Kantonen ein 
Primat der grundsatzlich zentralistischen beziehungsweise dezentralen 
Kompe~enzregelung für einzelne Programmteile besteht, sind die kanto­
nalen Behorden bestrebt, einen optimalen Dezentralisierungsgrad für 
ihre Leistungen und in Bezug auf die Zusammenarbeit mit den Gemein­
den zu suchen. Grundsatzlich hat sich der unterschiedliche Zentralisie­
rungsgrad der drei untersuchten kantonalen politischen Systeme (Aargau, 
Basel-Landschaft, Solothurn) als weniger ausgepragt erwiesen, als zu­
nachst angenommen wurde. Gerade bei den beiden untersuchten Berei­
chen Luftreinhaltung und Naturschutz scheinen die unterschiedlichen 
Verwaltungsorganisationen im Vergleich zu den generell in diesen Poli­
tikfeldern eingesetzten Vollzugsinstrumenten und spezifischen Voll­
zugsmustern eine sekundare Rolle zu spielen. Wahrend die Organisation 
und die Kompetenzzuweisung bei vielen Massnahmen in den Program­
men immanent vorgegeben sind oder deren Einfluss durch den Erfolgs­
faktor ,personliches Engagement" einzelner Akteure kaum evaluierbar 
ist, bestehen zumindest im Bereich Information und Beratung in allen 
drei Kantonen diesbezüglich Optimierungsanstrengungen. Mit anderen 
Worten: Der Kanton Basel-Landschaft versucht zu dezentralisieren, in­
dem er problemspezifischer agiert und den individuellen Bedürfnissen · 
der Gemeinden grossere Beachtung schenkt. Der Kanton Aargau tendiert 
dazu, gewisse Bereiche zu regionalisieren, also von einer nahezu voll­
standigen Dezentralisation und einem punktuell programmatischen Vor­
gehen abzukommen und vermehrt konzeptionell-programmatisch vorzu­
gehen. Der Kanton Solothurn macht schliesslich noch einen Schritt in 
eine andere Richtung, indem beispielsweise im Bereich Energie die Bera­
tung und Information auf regionaler Ebene privaten. Beratungsbüros 
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übertragen wurde. Zusammenfassend zeigt sich damit im Umweltschutz­
vollzug der drei untersuchten Kantone eine für die Neunzigerjahre typi­
sche Entwicklung, die für zahlreiche Politikfelder gilt, namlich die im 
Zuge neoliberaler Stromungen verstarkten Anstrengung zur Optimierung 
der Policy-Outputs und -Outcomes, der Kommmunalisierung offentlicher 
Leistungen und der teilweisen Privatisierung staatlicher Aufgaben. 

5. Empfehlungen 

• Um effektive Massnahmen im Umweltschutz zu implementieren, 
muss eine Umgewichtung der finanziellen Mittel von der Ebene der 
Datenerhebung und -verwe~tung zu Gunsten des Vollzugs stattfinden. 
Die Schwierigkeiten der Implementierung liegen heute kaum mehr bei 
der Formulierung des Handlungsbedarfs. Der Handlu.ngsbedarf und 
die relevanten Daten sind sowohl auf kantonaler Ebene als auch in 
den (kleinen) Gemeinden weitgehend bekannt und brauchen nicht 
aufwandig perfektioniert zu werden. Für eine effiziente und wir­
kungsvolle Umsetzung von Massnahmen ist vielmehr das Bestehen 
eines Netzwerkes mit zahlreichen Beteiligten von Bedeutung. Konkret 
bedeutet dies, dass Gemeinden grossere finanzielle und organisatio­
nelle Mittel haben sollten, um das ,Networking" mit relevanten und 
kompetenten Akteuren auszubauen. 

• Der Erfolg persuasiver Massnahmen im lokalen Umweltschutz geht in 
vielen Fallen auf das innovative Engagement einzelner Akteure zu­
rück. Solche Innovationen sollten einen grosseren Bekanntheitsgrad 
at:fweisen. Denkbar ware eine systematische Sammlung von wir­
kungsvollen, kostengünstigen Vollzugsbeispielen auf Kantons- oder 
auch auf Bundesebene. Mit einer solchen Sammlung liessen sich 
einerseits Nachahmungs- und Multiplikatoreffekte auslbsen; anderer­
seits hatten Akteure i m kommunalen U mweltschutz Anlaufstellen in 
anderen Gemeinden, die Informationen und Erfahrungsberichte hin­
sichtlich innovativer und wirksamer Projekte bereitstellen konnten. In 
diesem Zusammenhang wünschen sich die Gemeinden vermehrt die 
Durchführung praxisnaher Informationsveranstaltungen in den Regio­
nen anstatt schriftlicher Vorgaben der kantonalen Behorden. Um 
schnelle und flexible Handlungsressourcen zu aktivieren, würde sich 
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dabei die Bildung von ,Innovationsbündnissen" anbieten, die in Form 
eines Netzwerks sowohl Sachverstand als auch Partner ausserhalb der 
Verwaltung einbinden konnten und damit ein besseres Informations­
management gewahrleisten würden (vgl. auch Quante 1996: 39). 

• Da die enge Vernetzung des sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Lebens in den untersuchten Gemeinden die Effektiviüit des Vollzugs 
von Umweltschutzmassnahmen beeinflusst, ist der Vollzug von Um­
weltschutzmassnahmen bürgernah zu gestalten, sind insbesondere 
Konsultationen und Verhandlungen gegenüber autoritativ-hoheitli­
chem Vorgehen in der Regel zu bevorzugen. Nur durch erweiterte 
Formen der Demokratisierung und der Bürgerbeteiligung lasst sich in 
Zukunft die Handlungsfahigkeit der Gemeinden sicherstellen. So gilt 
es die strukturellen Voraussetzungen für partizipative und konsens­
fordernde Prozesse zu erhohen und mediationsiihnliche Veifahren 
hinsichtlich allfalliger Vorteile für den kommunalen Umweltschutz-
vollzug zuprüfen (vgl. Vatter 1996: 183ff.). 

Für die Bereitstellung der Information und Beratung ist die Regionalisie­
rung staatlicher Dienstleistungen voranzutreiben, um sowohl vertikale 
Verbesserungen als auch horizontale Synergien nutzen zu konnen. Durch 
Regionalisierung kann auf der einen Seite die vertikale Information und 
Beratung von den kantonalen Stellen zuhanden der Gemeinden effizien­
ter gestaltet werden, da die lokalspezifischen Bedürfnisse der Gemeinden 
besser zum Tragen kommen. Auf der anderen Seite ergibt sich durch 
Regionalisierung auch ein horizontaler Vorteil, indem die Gemeinden 
untereinander Informationen austauschen. Dieser horizontale Informati­
onsfluss ist insbesondere bei denjenigen Programmteilen wichtig, welche 
Ausgestaltungs- und Strategiespielraume aufweisen: Wirkungsvolle An­
strengungen einzelner Gemeinden konnen so einen grosseren Bekannt­
heitsgrad erfahren. Auf die Vorteile eines regionalen Vollzugs weist im 
Übrigen au eh Knoepfel (1993: 21 f) in sei ne m westeuropaischen Ver­
gleich der Bedingungen einer wirksamen Umsetzung umweltpolitischer 
Programme hin: ,Die Vorteile des regionalen Vollzugs nach Massgabe 
des so genannten Subsidiaritatsprinzips sind offenkundig: Er ermoglicht 
die Einpassung der nationalen Zielvorgaben in die regionalen bzw. 
ortlichen Umweltbedingungen und die betroffenen Regionen. Hinzu 
kommen Bürgernahe, lokale Sachkenntnisse und die Moglichkeit, die 
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umweltpolitischen Zielsetzungen in das Geflecht der anderen, nichtum­
weltpolitischen Politiken im Vollzug ( ... ) einzuweben." 

6. Schlussfolgerungen zum fõderalen Politikvollzug 

Grundsatzlich teilt der Vollzugsfoderalismus, der in erster Linie das Zu­
sammenwirken von programmiet:enden und implementierenden Verwal­
tungsapparaten beinhaltet, die Eigenschaften allgemeiner Vollzugspro­
zesse wie eine grosse Anzahl von Akteuren mit unterschiedlichen Inter­
essen, eine geringe Voraussehbarkeit und eine hohe Bedeutung des poli­
tischen Vollzugswillens (Linder 1987, Bussmann et al. 1997). Hinzu 
kommt, dass die Kantone über das Instrument der Ausführungsgesetzge­
bung berechtigt sind, die politischen Programme des Bundesgesetzgebers 
anzupassen. Die Eigenstandigkeit und Verschiedenartigkeit foderativer 
Aufgab.énerfüllung ist dabei vom Bundesgesetzgeber auch vorgesehen. 
Die Kantone sind deshalb bei der Umsetzung von Bundespolitik nicht 
nur Vollzugs-, sondern auch Programminstanzen (Linder 1987: 224). 

Im Zuge der zunehmenden Aufgabenverflechtung von Bund und Kanta­
nen und der kontinuierlichen Übertragung von Bundesaufgaben an die 
Kantone sind die Probleme des heutigen Vollzugsfoderalismus in den 
Mittelpunkt der schweizerischen Foderalismusdebatte gerückt. Die Ursa­
chen, die die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen beeintrach­
tigen und deshalb zu Vollzugsdefiziten führen, sind sehr vielschichtig 
(Fagagnini 1991, Linder 1987). So wird für die ungenügende Koopera­
tian zwischen Bund und Kantonen bei der Umsetzung von Bundespolitik 
zunachst auf die unklare Kompetenzabgrenzung zwischen den beiden 
Staatsebenen hingewiesen, was zur Folge hat, dass neue Aufgaben hin 
und her geschoben werden (,foderalistisches Schwarz-Peter-Spiel"). 
Dieser Prozess führt schliesslich in vielen Fallen zu einer immer starke­
ren Vollzugsnormierung und strikteren Fassung der Subventionsbedin­
gungen durch den Bund und zu einer immer engeren Verflechtung 
zwischen Bund und Kantonen (Fagagnini 1991). Weitere Ursachen der 
foderalen Vollzugsprobleme bilden die oft ungenügende horizontale Ko­
ordination und die komplexen Verfahren, die grossen finanziellen, recht­
lichen und personellen Unterschiede zwischen den kantonalen Verwal­
tungen, die knappen Finanzmittel des Bundes, die zu detaillierte Bundes-
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gesetzgebung und die ungenügende Berücksichtigung der regionalen 
Besonderheiten. 

Allgemein zeigen die Ausprãgungen des heutigen Vollzugsfoderalismus 
zwar hohe integrative Wirkungen, gleichzeitig lassen sie in der Regel nur 
inkrementalistische Anpassungen an neue Gegebenheiten zu und begüns­
tigen damit Innovations- und Entscheidungsschwãchen des foderalen 
Politiksystems. Die Innovationsfãhigkeit im Vollzugsfoderalismus ist 
allerdings nicht grundsãtzlich tief, sondern hãngt stark von den jeweili­
gen politischen Konflikt- und Konsenskonstellationen auf den verschie­
denen Staatsebenen ab (Linder 1987: 225). So fordert ein breiter politi­
scher Konsens auf Bundes- und Kantonsebene sowohl Innovationen auf 
Programm- al s auch auf Vollzugsebene. Unter diesen Umstãnden konnen 
schon kleine Anstüsse Programmentwicklungen und Vollzugsinnovatio­
nen auf Kantons- und Gemeindeebene auslüsen. Herrscht allerdings ein 
Dissens auf kantonaler Ebene, so ist eine geringe Effektivitãt zu erwar­
ten. Der Bund kann allerdings versuchen, den tiefen dezentralen Konsens 
durch finanzielle Anreize zu erhohen. Im weiteren sind Situationen mit 
politischem Dissens auf Bundesebene und Konsens selten, da die Kan­
tone dem Bund in der Regel kein Programm aufzwingen konnen. Diese 
Konstellation bildet allerdings oft den Ausgangspunkt für Instrumentali­
sierungsstrategien der Kantone, bei denen andere Bundesprogramme für 
die Erreichung eigener Zwecke benutzt werden. Herrscht schliesslich 
politischer Dissens auf Bundes- und Kantonsebene, so bleiben in der 
Regel die Innovationen einzelner Kantone isoliert. 

Allgemeine Vorschlãge für eine erfolgreiche Umsetzung von Bundespro­
grammen sind nur schwer zu formulieren. Zu sehr scheinen die Randbe­
dingungen eines effektiven Politikvollzugs von den Besonderheiten der 
einzelnen Politikfelder und den Strategien der Entscheidungstrãger ab­
hãngig. Am ehesten lãsst sich der Wirkungsgrad des foderativen Voll­
zugs steigern, wenn in die konkreten Programmrevisionen wissen­
schaftlich ausgewertete V_ollzugserfahrungen und das politische Innova­
tionspotenzial der einzelnen Politikbereiche einfliessen, der Bund schon 
bei der Politikformulierung Vorabklãrungen zur Vollzugstauglichkeit 
trifft und die Kantone als künftige Vollzugstrãger von Anfang an in die 
Erarbeitung der Bundespolitiken einbezieht (Bussmann et al. 1997, 
Linder 1987: 227, Wãlti 1996, vgl. auch Sager in diesem Heft). 
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